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Eine neue Auswertung von Da-
ten einer Langzeitstudie derUni-
versität Bern zeigt: Akademiker-
kinder haben in der Schweiz
doppelt so hohe Chancen auf ei-
nenUniabschlusswieNicht-Aka-
demikerkinder. Der Bericht hat
in der Leserschaft zu vielen Re-
aktionen und hitzigen Debatten
geführt. Bildungsexperte Jürg
Schoch nimmt Stellung dazu –
und sagt,warum das Gymi nicht
besser als die Berufslehre ist.

Herr Schoch, die Schule
diskriminiert Kinder aus
bildungsfernenHaushalten,
wie eine neue Datenanalyse
zeigt.Warum triggert dieser
Befund so viele Menschen?
Lassen Siemich raten. Die einen
sagen: Endlich haben wir einen
Beleg für etwas, was wir schon
lange wissen. Und die anderen
sagen: So ein Blödsinn, wir ha-
ben ein durchlässiges System,
das Aufstiege ermöglicht.

Werhat recht?
Beide, gewissermassen.Dennwir
haben zwar ein durchlässiges
System, aber es funktioniert
schlecht. Nur die wenigsten pro-
fitieren davon.Umgenau zu sein:
Schweizweit schaffen es zwei
Prozent der Kinder, die in der
Sekundarstufe ein Niveau mit
Grundansprüchen besuchen, in
eine höhere Allgemeinbildung.
Das zeigendieZahlendesBundes.

Das istwenig,wo liegt
das Problem?
Der Knackpunkt ist die Selek
tion in der sechsten Klasse.
Wer in ein höheres Niveau der
Sekundarstufe I kommt, hat
später guteVoraussetzungen für
eine anspruchsvolle Lehre, eine
Berufsmaturität oder eine Fach-
hochschule. Wer bei der Selek-
tion in ein tiefes Niveau kommt,
muss einen sehr grossen Auf-
wand betreiben, um für sich die
Voraussetzungen für eine höhe-
re Bildung zu schaffen. Es dau-
ert lange und ist mit Einkom-
mensausfällen verbunden.

Es gibt doch auch
dieMöglichkeit, Stipendien
und Darlehen zu beantragen.

Ja, zumindest theoretisch. Als
Mensch in einer finanziell
schwierigen Situationmussman
allerdings zuallererst einmal
Kenntnis davon haben, dass es
diese Möglichkeit überhaupt
gibt. Zweitensmussmanwissen,
wieman ein entsprechendes Ge-
such einreicht. Drittens: Oftmals
reichen die Beiträge nicht. Mit
Mitte zwanzig haben einige jun-
ge Menschen auch schon fami-
liäre Verpflichtungen. Diejeni-
gen, die trotz ungünstigen
familiären Voraussetzungen
schulisch und beruflich erfolg-
reich sind, haben meistens eine
«significant person», also eine
Art «Türöffner-Person» – die
Lehrerin, der Onkel oder sonst
jemand –, die an sie glaubt und
sie entsprechend fördert.Aus ei-
gener Kraft schaffen es die aller-
wenigsten.

Eine Leserin schreibt:
«Man sollte aufhören,
zu suggerieren, dass nur der
akademischeWeg allein selig
macht.» Es gibt ja viele
Leute, diemit einer Lehre
Karriere gemacht haben.
Auf jeden Fall, es müssen nicht
alle ins Gymi. EinemeinerTöch-
terwollte immerKöchinwerden,
und wir haben sie darin unter-
stützt, eine Lehre zu machen.
Heute ist sie Chefköchin und
glücklich, sie hat ihren Weg ge-
macht. Es geht darum,dass jeder
jungeMensch aus seinemPoten-
zial das machen kann, was er
möchte – und ihmderWeg dort-
hin nicht versperrt wird.

Viele Jugendliche
in der Schweiz können
das nicht?
Es gibt zum Beispiel echte Ma-
thematikgenies, die es nicht ins
Gymi schaffen. Das haben wir
regelmässig in unseren Förder-
programmen gesehen. Gleich-
zeitig sind gemäss dem Bil-
dungsbericht 2018 25 Prozent

«Underachievers» in denGymis,
also leistungsschwache Schüle-
rinnen und Schüler, die dort sit-
zen, weil sie Akademikereltern
haben. Die versperren unter
Umständen die Plätze für die
anderen, die keineAkademiker-
eltern haben, aber die gleichen
oder besseren kognitiven Vor-
aussetzungen.

Das Problem sind also auch
dieAkademikereltern?
Der bekannte Kinderarzt Remo
Largo sagte, die grösste Angst
von Akademikereltern sei der
Statusverlust. Die gesellschaft-
licheWertung lautet leider: Man
ist nur etwas wert, wenn man
das Gymi gemacht und studiert
hat. Und dann zwängt man Ju-

gendliche ins Gymi, die sich vier
oder sechs Jahre durch die Schu-
le schleppen – das ist völlig ver-
fehlt, so macht man die Kinder
kaputt. Ich habe Eltern immer
gesagt, dassman auchmit einer
Berufslehre glücklich werden
und Befriedigung erfahren
kann. Auch beim Salär schnei-
denviele Leutemit einerBerufs-

lehre über die ganze Berufsdau-
er gesehen genauso gut ab wie
Akademiker.

Sie sagen, nicht alle müssten
ins Gymi, aber die Richtigen.
Ist das vor allem eine Frage
der Förderung?
Wirverfolgen seit Jahren dieVer-
teilung in denverschiedenenNi-
veaus der Sekundarstufe, also A,
B und C. In der Sek A beträgt der
Ausländeranteil stetsweniger als
20 Prozent, in der Sek C liegt er
permanent über 50 Prozent. Sind
sie einfach dümmer? Nein, na-
türlich nicht, sie sind unter an-
derem aufgrund der Sprache be-
nachteiligt. Sie werden in vielen
Fällen auch von den Lehrperso-
nen unterschätzt, das istmittler-
weile gut belegt. Und oftmals
werden sie auch zuHausewenig
gefördert.

Es geht aber auch darum,
selbst Motivation aufzubringen.
Natürlich muss man Biss und
Durchhaltewillen haben. Sozial
Benachteiligte und Fremdspra-
chige haben oft doppelt so viel
Aufwand.Gleichzeitig geben sich
viele Jugendliche selbst auf,
wenn sie in der Sekundarstufe in
die untersten Niveaus eingeteilt
werden. Sie fühlen sich abge-
hängt und sagen sich: Es kommt
eh nicht mehr drauf an.

Haben Sie Lösungsansätze
für dieses Problem?
Es braucht Anstrengungen auf
allen Ebenen.Von der frühkind-
lichen Bildung bis hin zu den
Hochschulen. In Deutschland
gibt es die sogenannte Duale
Hochschule. Sie ermöglicht ein
Studium in Koordinationmit be-
ruflicher Tätigkeit, also der An-
stellung in einer Firma. Man
fragt sich, warum das in der
Schweiz – dem«Mutterland» der
dualen Bildung – noch nicht re-
alisiert ist. Ganz grundsätzlich
aber braucht es nicht nur schö-
ne Worte und Deklamationen
(«Chancengerechtigkeit ist ein
wichtiges Anliegen»), sondern
das entschlossene gemeinsame
Handelnvon Politik, Bildung und
Wirtschaft. Die einzelnen Men-
schen, dieWirtschaft und die Ge-
sellschaft als Ganzeswürden da-
von profitieren.

«Nicht allemüssen ins Gymi»
Chancengleichheit in der Bildung Neue Befunde zur Diskriminierung von Kindern aus bildungsfernen Haushalten schlagen hoheWellen.
Bildungsexperte Jürg Schoch nimmt Stellung – und sagt, was zu tun wäre.

Derzeit finden in Genf Friedens-
gespräche statt, auf deren Erfolg
wohl ein ganzes Land hofft. Im
Sudan tobt seit einem Jahr ein
bewaffneter Konflikt. DieVerein-
ten Nationen zählen jeden Tag
rund 100 tote Kinder, Frauen und
Männer. Beobachter beschreiben
ihn nicht als Krieg, sondern als
eine Auseinandersetzung zwi-
schen zwei bewaffnetenMilizen,
unter der das ganze Land leidet.
50MillionenMenschen leben im
Land. Nach Angaben der UNO
hungert rund die Hälfte. Millio-
nen sind auf der Flucht.

Auf der einen Seite steht die
sudanesische Armee SAF, die
auch die Regierung stellt, auf der
anderen die paramilitärische
Gruppierung Rapid Support For-
ces (RSF). Noch nehmen keine

Vertreter der SAF an den Gesprä-
chen teil.Aufgegleistwurden die
VerhandlungenvonTomPerriel-
lo, demUS-Abgesandten für den
Sudan. Er gibt auf der Plattform
X nach dem ersten Verhand-
lungstag am Dienstag eine ge-
meinsame Erklärung der Verei-
nigten Staaten, der Schweiz und
vonweiteren vermittelnden Par-
teien ab: «Wir arbeiten in der
Schweiz hart am ersten Tag in-
tensiver diplomatischer Bemü-
hungen für den Sudan.»

Was die Bemühungen so
schwierig macht, ist, dass der
Konflikt von einemwahrenGold-
schatz finanziert wird. In einem
Expertenbericht derUNO, der zu
Beginn des Jahres veröffentlicht
wurde, heisst es: «So kontrollier-
ten die RSF beispielsweise den

grösstenTeil des Goldhandels im
Sudan.» Die RSF investierten
grosse Teile der Erlöse aus dem
Goldgeschäft in verschiedene In-
dustrien. Die Regierungsmiliz
SAF stützt sich bei der Finanzie-
rung ihrermilitärischen Kapazi-
täten grösstenteils auf wohlha-
bende Einzelpersonen und mit
ihr verbündete Geschäftsleute.

Der Sudan ist reich an Gold
Weiter heisst es im Bericht:
«Trotz des kriegsbedingten deut-
lichen Rückgangs der Produkti-
on war Gold weiterhin eine Ein-
nahmequelle für die Kriegs-
parteien. Das Vakuum in der Re-
gierungsführung und die fehlen-
de Kontrolle über die Goldindus-
trie ermöglichten das Aufblühen
vonGoldschmugglernetzen.» Das

Gold, ein Grossteil davon stammt
aus dem artisanalen Kleinberg-
bau, gehe nach Dubai und Ägyp-
ten. Andere Quellen erwähnen
auch Russland.

Der Sudan fördert nicht nur
selbst Gold, das in zweifelhaften
Kanälen verschwindet. Die Zen-
tralbank kauft laut Berichten
auch Gold aus anderen Krisen-
regionen an und handelt damit,
dies geht aus einem früheren Ex-
pertenbericht der UNO hervor.
In einem Artikel der Nachrich-
tenagentur Bloomberg heisst es,
dass sich die Behörden ausmeh-
reren afrikanischen Ländern, un-
ter anderem dem Sudan, bekla-
gen, dass jedes Jahr tonnenwei-
se Gold über ihre Grenzen fliesst,
und sie behaupten, dass das
meiste davon nach Dubai gehe.

Wie kommt die Schweiz da ins
Spiel? Ein jüngst veröffentlichter
Bericht derNichtregierungsorga-
nisation Swissaid zeigt auf, dass
viel Gold aus dem afrikanischen
Kleinbergbau in zweifelhaften
Kanälen versickert. Im Jahr 2022
wurden mindestens 435 Tonnen
Gold aus dem Kontinent ge-
schmuggelt. Mehr als 80 Prozent
derMenge sollen laut demBericht
von Swissaid in den Vereinigten
Arabischen Emiraten landen und
dort verarbeitet werden. Ein Teil
dieserProduktion dürfte laut dem
Swissaid-Bericht dann wieder in
der Schweiz landen und hier ver-
edeltwerden. Laut offiziellenAn-
gaben hat die Schweiz zwischen
2012 und 2022 über 1670 Tonnen
Gold aus den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten importiert.

Das Problem dabei: Das Schwei-
zer Gesetz verlangt beim Import
von Gold bislang nur, dass der
letzte Transitort angegebenwird
und nicht der Herkunftsort. Da-
her wird für die Schweiz diese
Ware als Gold aus Dubai betrach-
tet, ohne dass die ursprüngliche
Herkunft erwähnt wird.Wird es
in der Schweiz zu einem Barren
geschmolzen,wird es zu Schwei-
zer Gold.

Daran stört sich die Schwei-
zerischeVereinigung Edelmetall-
fabrikanten und Händler. Sie
setzt sich für strengere Kontrol-
len der Lieferketten ein. In der
Herbstsessionwird eine entspre-
chendeÄnderung des Zollgeset-
zes im Parlament beraten.

Jorgos Brouzos

Goldhandel und Diplomatie – die Doppelrolle der Schweiz im Sudan
Schmuggel In Genf finden Verhandlungen für einen Frieden im Sudan statt. Dabei geht es auch um Gold und die Schweiz.

Jürg Schoch
Der Experte für
Chancengerechtigkeit
hat 30 Jahre lang das
Gymnasium Unterstrass
in Zürich geleitet.

«Man muss Biss haben», sagt Jürg Schoch: Unterricht an der Kantonsschule Solothurn. Foto: Keystone

5

Politik & Wirtschaft
Freitag, 16. August 2024

Bern Mitglieder aller sechs Nati-
onalratsfraktionen wollen den
Schutz der Schweizer Landes-
grenze verstärken. Der Bundes-
rat winkt ab: Die heutigen lage-
und risikobasierten Kontrollen
reichten aus.Die Forderungnach
einem Ausbau des Grenzschut-
zes kommt immer wieder aufs
politische Parkett, insbesondere
vonderSVP.EinevomWaadtlän-
derSVP-NationalratYvan Pahud
im Juni eingereichte Motion for-
dert die Gewährleistung eines
«dauerhaften Grenzschutzes».

Der Motionär begründet sein
Anliegen beispielsweise mit der
Zunahmevon Bancomat-Spren-
gungen durch ausländische Ban-
den. Zudem steige die grenz-
überschreitende Kriminalität,
und terroristische Bedrohungen
nähmen zu. Deshalb solle das
zuständige Bundesamt künftig
vermehrt auf Angehörige der
SchweizerArmee zurückgreifen.
DerBundesrat empfiehlt dieMo-
tion zur Ablehnung. (SDA)

Bundesrat lehnt
Motion zum
Grenzschutz ab

Gesuch Der Kanton Graubünden
will im Herbst und im Winter
zwei Drittel aller diesjährigen
Jungwölfe schiessen und zwei
ganze Wolfsrudel. Insgesamt
handelt es ummindestens 35 der
etwa 120 im Bündnerland leben-
den Wölfe. Der Kanton hat ein
entsprechendesAbschussgesuch
beimBund eingereicht. Geschos-
senwerden sollen dieWölfe vom
1. September bis zum 31. Januar
2025, wie das Amt für Jagd und
Fischerei gesternmitteilte. «Pro-
zentual zumGesamtbestand ent-
spricht die Entnahme derjenigen
vom letzten Jahr», erklärteAmts-
leiterAdrianArquint. Bei den ge-
planten Abschüssen handle es
sich in 30 Fällen um Wolfswel-
pen. Im Schnitt habe ein Wolfs-
paar fünf bis sechs Welpen pro
Wurf. Die Gesamtzahl könnte
sich noch leicht erhöhen. Bei drei
Rudeln ist eine Reproduktion
zwarwahrscheinlich, der diesjäh-
rigeNachwuchswurde abernoch
nicht nachgewiesen. (SDA)

Graubünden
will mindestens
35Wölfe schiessen

Umweltschäden Angehörige der
Armeehaben in denvergangenen
Wochen insgesamt 3400 Dienst-
tage zur Bewältigung der schwe-
ren Unwetterschäden im Tessin
und Wallis geleistet. Dazu kom-
men 87 Flugstunden. Die Armee
habe den Auftrag zur Existenz-
sicherung erfüllt und innert kür-
zester Zeit Beträchtliches geleis-
tet, hiess es in der gestern publi-
zierten Mitteilung der Gruppe
Verteidigung. Der Katastrophen-
einsatz dauerte vom 30. Juni bis
zum 28. Juli. Die Armee unter-
stützte in dieser Zeit die zivilen
Behördenbei derBewältigungder
schweren Unwetterschäden.

ImKantonWallis leistetenAr-
meeangehörige 2675 Diensttage
am Boden und 11 Stunden in der
Luft, im Tessin 764 Diensttage
und 76 Flugstunden.Darüber hi-
naus habe die Berufsorganisati-
on der Gruppe Verteidigung bei
der Bereitstellung und Ausrüs-
tung der Truppe die Kantone in
erheblichem Masse unterstützt,
hiess es weiter. (SDA)

Armee leistete
3400 Diensttage

Die grüne Baselbieter Ständerätin Maya Graf (links) sagt Ja zur Pensionskassenreform, SP-Co-Präsidentin Mattea Meyer sagt Nein. Fotos: Anthony Anex /Peter Schneider (Keystone)

Markus Brotschi

Beide sind links, beide sind er-
fahrenere Sozialpolitikerinnen,
und normalerweise kämpfen sie
Seite an Seite. Doch bei der Ab-
stimmung vom 22. September
treten Mattea Meyer und Maya
Graf gegeneinander an.

Für die grüne Ständerätin
Graf löst die Reform der berufli-
chen Vorsorge (BVG) ein altes
Versprechen an die Frauen ein.
Teilzeiterwerbende und Ange-
stellte in Tieflohnbranchenwer-
den in der zweiten Säule besser
abgesichert. «Dies ist den Frau-
en als Gegenleistung zur Erhö-
hung des Rentenalters in Aus-
sicht gestellt worden», sagt die
Co-Präsidentin des Frauendach-
verbandes Alliance F.

Reform erhöht Lohnsumme
Frauen haben heute im Schnitt
ein 30 Prozent tieferes Renten-
einkommen als Männer, weil sie
häufiger Teilzeit arbeiten und
weniger verdienen. Die Renten-
lücke entsteht in der zweiten
Säule, in der geringe Einkommen
schlecht versichert sind.Dank der
Reform erhalten rund 275’000
Frauen eine höhere Rente, wie
eine Studie vonAlliance F ermit-
telt hat. Rund 70’000 Erwerbstä-
tigemit kleinen Einkommen oder
mitmehrerenArbeitgebernwer-
den erstmals überhaupt in der
zweiten Säule versichert.

Das wird erreicht, indem an
zwei Stellschrauben gedreht
wird. Die Eintrittsschwelle wird
gesenkt: Künftig sind Erwerbs-

tätige ab einem Jahreslohn von
19’845 Franken versichert, heute
liegt die Hürde bei 22’050 Fran-
ken. Zudem wird die versicherte
Lohnsumme erhöht. Dazu wird
der Koordinationsabzug flexibi-
lisiert. Er soll gewährleisten, dass
die Pensionskasse nur auf dem-
jenigen Teil des Lohnes Beiträge
erhebt, für den die AHV keine
Rente ausrichtet.Allerdings sind
durch den fixen Abzug Gering-
verdiener benachteiligt. Deshalb
werden künftig 20 Prozent vom
Bruttolohn abgezogen, um den
versicherten Lohn zu bestimmen.

336’000 Frauen und derenAr-
beitgeber müssen mit der Re-
form aber auch mit höheren
Lohnbeiträgen rechnen.Und für
67’000 Frauen bringt die Reform
gemäss Alliance-F-Studie eine
Rentensenkung.

Tiefere Renten für Frauen
Maya Graf steht unter den linken
Frauen allein damit ihrerUnter-
stützung fürdie BVG-Reform.Bei
den SP-Frauen löste die Ja-Paro-
le von Alliance F grossen Ärger
aus. SP und Grüne lehnen die
Vorlage einhellig ab. «Bei der Er-
höhung des Frauenrentenalters
wurden Massnahmen verspro-
chen, die den Frauen im Gegen-
zug höhere Renten bringen»,
sagt SP-Co-Präsidentin Mattea
Meyer. «Dieses Zielwird nicht er-
reicht.»Meyer bringt das Beispiel
einer heute 50-jährigen Fraumit
einemBruttolohnvon4500Fran-
ken. Gemäss den Berechnungen
des Bundes zurBVG-Reform leis-
tet diese Frau künftig zusammen

mit dem Arbeitgeber monatlich
147 Franken mehr Altersgut-
schriften. Sie bekommt aber
trotzdemmit 65 eine um8 Fran-
ken geringere Rente.

Dass in diesem Fall trotz der
höheren Beiträge eine leicht ge-
ringere Rente resultiert, liegt am
zweitenTeil derBVG-Reform,der
Senkung des Umwandlungssat-
zes. Zwar sparen die Frauen
mehr Alterskapital an, jedoch
wird künftig ein geringerer pro-
zentualerAnteil jährlich als Ren-
te ausbezahlt. Für eine Über-
gangsgeneration gibt es Aus-
gleichsmassnahmen, aber diese
können nicht in allen Fällen eine
Rentensenkung verhindern.

«Besonders Frauenmit tiefen
Löhnen zahlen über höhere
Lohnbeiträge einen hohen Preis
für geringe oder gar keine Ren-
tenerhöhungen», sagtMeyer.Vie-
le seien zudem im Alter weiter-
hin auf Ergänzungsleistungen
angewiesen und hätten keinen
Frankenmehr zurVerfügung. Sie
müssten aberwegen der höheren
Beiträge ein Leben lang einen tie-
feren Lohn in Kauf nehmen.

Die Zahlenbeispiele des Bun-
des zeigen,dass bei Jahreseinkom-
men von 25’000 bis 55’000 Fran-
ken im Jahr zwar mit einer Aus-
nahme alle Altersgruppen mit
einerhöherenRente rechnenkön-
nen. Am stärksten wirkt sich das
bei einer heute 25-jährigen Er-
werbstätigen mit einem Jahres-
lohnvon 25’000Franken aus.Bis-
her konnte sie für ihre Pensionie-
rung mit einer Altersrente von
106 Franken rechnen,mit der Re-

form sind es neu 467 Franken.Da-
für zahlt diese Frau statt 0,5 Pro-
zent künftig 3 Prozent des Brut-
tolohnes an die zweite Säule.Und
siewird trotz Reformnichtvon ih-
rer Rente leben können.

«Das ist zynisch»
Bei dieser Rechnung wird aller-
dings davon ausgegangen, dass
die Frauen ihr Leben lang zum
gleichen tiefen Lohn arbeiten.Die
heutige Realität sei jedoch, dass
vor allemFrauen ihrErwerbspen-
sumwährend der Familienphase
reduzierten und späterwieder er-
höhten, sagt Graf. Diesem Um-
stand werde die Reform gerecht.
Entscheidend sei, dassArbeitneh-
mende imTeilzeiterwerb undmit
kleinen Einkommen endlich ver-
sichert seien. «Fürmich ist es zy-
nisch, wenn man diesen Men-
schen eine bessere zweite Säule
vorenthältmit demArgument, sie
seien ja später ohnehin auf Er-
gänzungsleistungen angewie-
sen», sagt Graf. Sie wolle, dass
weniger Frauen imAlter arm und
abhängig seien. «Das angesparte
Alterskapital der Pensionskasse
sorgt für mehr finanzielle Unab-
hängigkeit.»

Graf will allerdings nicht von
einemKonflikt zwischen ihr und
den anderen linken Frauen re-
den. «Wir beurteilen die Reform
anders, was die Senkung des
Umwandlungssatzes anbelangt,
nicht aber in Bezug auf die Ver-
besserung des Koordinationsab-
zuges.» Im Parlament votierte
Graf sogar noch gegen den tiefe-
ren Umwandlungssatz, akzep-

tiert diesen aber nun,weil für sie
dieVerbesserungen für die Frau-
en überwiegen.

Von links bis rechts seien sich
die Frauen einig gewesen, dass
die BenachteiligungvonTeilzeit-
erwerbenden und Geringverdie-
nenden beseitigtwerdenmüsse,
sagt Graf. Nun sei im Parlament
ein guter Kompromiss gefunden
worden. «Wir bekommen keinen
besseren Deal als diesen.»

Betreuungsarbeit ohne Lohn
Indem Teilzeitarbeit besser ver-
sichertwerde, nehme die Reform
Rücksicht auf die veränderten
Erwerbsbiografien von Frauen
und auch immermehrMännern,
sagt Graf. Wenn Eltern Teilzeit
arbeiteten, um daneben Betreu-
ungsarbeit zu leisten, sowürden
sie künftig in der zweiten Säule
nicht mehr dafür bestraft, son-
dern gleich gut abgesichert.

Auch hier beurteilt Meyer die
Reform anders. Das Problem sei,
dass die oft von Frauen geleiste-
te Arbeit im Betreuungsbereich
nicht entlöhnt werde und damit
nicht rentenbildend sei. An die-
semUmstand ändere die Reform
nichts.Vergeblich habe die SP im
Parlament gefordert, Betreu-
ungsgutschriftenwie in derAHV
einzuführen, sagt Meyer.

Graf setzt sich zusammenmit
den bürgerlichen Frauen für die
Reform ein.DennGLP,Mitte, FDP
und SVPsind für die Reform.Bis-
her stehen deren Chancen aber
eher schlecht: Gemäss der ersten
Tamedia-Umfrage lehnen 59Pro-
zent die BVG-Reform ab.

Warumdie Rentenreform
zwei linke Frauen entzweit
Abstimmung über Pensionskassen 275’000 Frauen bringt die BVG-Reform höhere Renten. Gleichzeitig müssen
sie aber auch höhere Lohnabzüge in Kauf nehmen. Ob die Pläne den Frauen nützen, ist deshalb umstritten.


